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Fragestellungen auftun. Mit „Graz 
2035“ skizzieren wir eine Richtung, 
spricht die Grazer Sozialdemo-
kratie eine Einladung aus:  An Sie, 
liebe GrazerInnen, gemeinsam mit 
uns ein Graz 2035 zu entwickeln, 
das Zukunft hat, Zukunft macht, 
Zukunft gibt. Es geht um unser 
Graz!

Ihr

Michael Ehmann
Vorsitzender der SPÖ Graz   

 

„Graz 2035 - Stadt mit Zukunft“ – 
zeigt den Weg vor, den die Grazer 
Sozialdemokratie in den kommen-
den Jahren und Jahrzehnten gehen 
will. Es ist – und das sehe ich als das 
Entscheidende an – Ihr Programm: 
Hunderte GrazerInnen haben sich 
seit Frühjahr 2019 an einem in der 
Form nie dagewesenen Prozess 
beteiligt; in persönlichen Gesprä-
chen, in Arbeitsrunden, über das 
Internet ihre Vorstellungen und 
Wünsche präsentiert, in welche 
Richtung sich unsere Heimatstadt 
entwickeln soll. Großes ebenso 
wie Kleines wurde angedacht, Zie-
le ebenso wie ganz konkrete Pro-
jektvorschläge wurden genannt 
und wurden in dieses Programm, 
in Ihr „Graz 2035 – Stadt mit Zu-
kunft“, aufgenommen. 

Dabei wurde einmal mehr auch 
sehr deutlich, was Ihnen, den Gra-
zerInnen, am meisten unter den 
sprichwörtlichen Nägeln brennt, 
wo Sie den größten Handlungs-
bedarf sehen, wo es klemmt und 
sich spießt, was Sie am meisten är-

gert und am meisten bewegt:  das 
teure Wohnen, die Verbauung der 
letzten grünen Wiesen, die Beton-
klötze mitten in alten Siedlungs-
gebieten, das ewige Dilemma mit 
dem Verkehr, das Miteinander und 
die Sicherheit. Das sind daher auch 
die Themenbereiche, denen sich 
die Grazer Sozialdemokratie am 
meisten annehmen wird, weil wir 
uns einzig und allein Ihnen, den 
GrazerInnen, verpflichtet fühlen. 
Wir lassen uns nicht abhängig 
machen von Sponsoren, nicht von 
Spendern, nicht von Gönnern, nicht 
von Geldgebern oder Konzernen.
Wir haben nichts am Hut mit Luft-
schlössern und Seifenblasen, wir 
wollen uns nicht auf Ihre Kosten 
teure Denkmäler bauen lassen.

In unserer sich stetig verändern-
den Welt wäre es vermessen zu 
glauben, heute alle Antworten 
für morgen, geschweige denn 
für übermorgen zu haben.  Man-
ches aus diesem Programm wird 
vielleicht morgen schon überholt 
sein, aber dafür werden sich neue 
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graz. . 

stadt des gemein-wohls
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Leistbares Wohnen

Wir SozialdemokratInnen stehen 
für eine Stadt in der leistbares 
Wohnen für alle GrazerInnen in 
allen Bezirken zur Realität wird. 
Das menschliche Grundbedürfnis 
nach einem Dach über dem Kopf 
darf nicht nur für einige wenige 
leistbar sein. Die aktive Grund-
stücksvorsorge sowie die Nut-
zung von Steuerungselementen 
im Stadtentwicklungskonzept und 
im Flächenwidmungsplan gehören 
ebenso wie der Einsatz für zielori-
entierte Widmungskategorien für 
den geförderten Wohnbau in der 
Raumordnung zu den Maßnah-
men mit denen die Sozialdemo-
kratie Wohnungspolitik im Sinne 
der Vielen betreiben will ..

Mit dieser Vermögenskon-
zentration geht eine große 
Machtkonzentration in den 

Händen einzelner, nicht nach den 
Prinzipien des Gemeinwohls han-
delnder Personen, einher. Setzt 
sich der Trend 
der letzten Jahr-
zehnte fort, wird 
die Schere zwi-
schen Arm und 
Reich weiter 
a u s e i n a n d e r -
gehen. Diese 
Entwicklung ist 
für die Mehrheit 
der arbeitenden Bevölkerung mit 
Nachteilen verbunden. Wir müs-
sen nicht nur kommunal-, landes- 
und bundesweit entschiedene 
Maßnahmen setzen, sondern auch 
europaweit. In der „Europa-Stadt 
Graz“ kämpfen wir gemeinsam mit 
der europäischen Sozialdemokra-

tie für eine sozialere, gerechtere, 
ökologischere und integrativere 
Europäische Union. 

Wachsende Ungleichheit

Letztendlich hat 
die rasant wach-
sende Ungleich-
heit unmittelbar 
negativen Einfluss 
auf alle Menschen 
in unserer Stadt. 
Am ehesten spürt 
die Bevölkerung 
dies im Bereich 

des Wohnens. Das menschliche 
Grundbedürfnis nach einem Dach 
über dem Kopf wird immer schwe-
rer leistbar. Dafür ist vor allem der 
zu hohe Anteil an privaten Akteu-
ren auf dem Wohnungsmarkt ver-
antwortlich. 

Wenige Menschen Wenige Menschen 
besitzen ein Ver-besitzen ein Ver-
mögen, das jenesmögen, das jenes
des gesamten des gesamten 
Staates Österreich Staates Österreich 
übersteigtübersteigt. . 

Das mensch-
liche Grund-
bedürfnis nach 

einem Dach über dem 
Kopf wird immer schwe-
rer leistbar. 
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Belegschaftsvertretung entwickelt 
– umzusetzen und so auch zusätz-
liche Arbeitsplätze zu schaffen. 

Vorsorge in städtische Hand

Im Sinne einer gemeinwohlorien-
tierten städtischen Wirtschafts-
politik treten wir dafür ein, dass die 
gesamte Daseinsvorsorge – und 
dazu zählen wir alle wichtigen Be-
reiche wie Strom- und Wasserver-
sorgung, öffentlichen Verkehr, die 
Kinderbetreuung, Freizeiteinrich-
tungen wie Spielplätze, öffentliche 
Bäder, Parks, Müll- und Abwasser-
entsorgung, Grünraum usw. – in 
städtischer Hand zu sein hat . .

Eine Stadt des Gemeinwohls 
zu schaffen ist das oberste 
Ziel sozialdemokratischer 

Kommunalpolitik. In allen Politik-
bereichen muss die öffentliche 
Hand wieder an 
Einfluss gegen-
über der Pri-
v a t w i r t s c h a f t 
gewinnen. We-
sentlich ist auch 
eine aktive kom-
munale Arbeits-
m a r k t p o l i t i k , 
um gute Arbeitsplätze zu einer 
fairen Bezahlung sicherzustellen. 
Wir unterstützen Betriebsansied-
lungen im Stadtgebiet. Jedoch 
stehen städtische Subventionen 
nur jenen Unternehmen zu, die al-
tersgerechte Arbeitsmodelle, Wie-
dereinsteigerInnenprojekte, Lehr-
lingsausbildung, Frauenförderung, 

Beschäftigung von älteren Arbeit-
nehmerInnen etc. umsetzen und 
ökonomische sowie ökologische 
Gemeinwohlkriterien erfüllen. Wir 
machen Politik für die Menschen 

in dieser Stadt und 
nicht für Konzerne.

Städtische Unter-
nehmen als Vor-
bilder

Ein zentrales Inst-
rument aktiver städtischer Politik 
sind die stadteigenen Unterneh-
men und Beteiligungen. Generell 
müssen diese Unternehmen eine 
Vorbildfunktion erfüllen. Daher 
ist es unserer Ansicht nach not-
wendig, in diesen Betrieben mit-
arbeiterInnenfreundliche Arbeits-
zeitmodelle – gemeinsam mit der 

Öffentliche Hand Öffentliche Hand 
anstelle von neo-anstelle von neo-
liberalem Privati-liberalem Privati-
sierungswahnsierungswahn..

Wohnungs-Wohnungs-
politik für die politik für die 
VielenVielen..

die Einführung der Widmungska-
tegorie „Geförderter Wohnbau“ im 
Raumordnungsrecht.
Anders als bisher wollen wir den 
Bau von Gemeindewohnungen 
nicht nur auf den Westteil der 

Stadt begrenzen. 
So kommt es 
automatisch zu 
einer dringend be-
nötigten sozialen 
Durchmischung. 
Ein Schritt zur För-
derung dieser ist 
auch in Form der 
Übernahme von 

Teilen des Südtiroler Modells ge-
plant. Dieses besagt, dass in jeder 
neu entstehenden großen Wohn-
anlage eine ausreichende Anzahl 
von Wohnungen für MieterInnen 
aus allen sozialen Schichten an-
geboten werden muss. Diese Maß-
nahmen führen zu mehr Gerech-
tigkeit in der Wohnungspolitik. 
Somit wird Graz zu einer vorbildli-
chen Stadt des Gemeinwohls . .

Der Wohnungsbereich ist das 
Herzstück der sozialdemo-
kratischen Politik des Ge-

meinwohls. Hier setzen wir klare 
Prioritäten im Sinne der Mehrheit 
der Stadtbevölkerung. Für uns 
steht fest, dass es eine ganz ein-
deutige Rangordnung im Wohn-
bau geben muss. An oberster 
Stelle steht dabei der Bau von Ge-
meindewohnungen. Darauf folgt 
der genossenschaftliche Wohn-
bau. Anlegerwohnungen, die zu-
lasten des Grünraums gehen, nur 
Infrastrukturkosten verursachen 
und ausschließlich als Wertanla-
ge dienen, sind strikt abzulehnen. 
Jede städtebauliche Maßnahme 
hat sich an diesen Prinzipien zu 
orientieren, denn nur so kann eine 
Trendwende in der Wohnungs-
politik in Richtung des leistbaren 
Wohnens geschafft werden. 

Damit gewinnt die öffentliche 
Hand zwangsläufig mehr Einfluss-
möglichkeiten auf die Preisgestal-
tung. 

Wohnraummobilisierung

Parallel dazu ist es notwendig, 
den leerstehenden Wohnraum 
in Graz zu mobilisieren –  Exper-
tInnen sprechen von mehr als 
10.000 Wohnun-
gen. Dazu ist eine 
L e e r s t a n d s e r -
hebung Voraus-
setzung. Je mehr 
Wohnungen zur 
Vermietung frei-
stehen, desto we-
niger Grünraum 
muss verbaut 
werden und umso günstiger wer-
den die Mieten. Wohnungsspeku-
lation kann so effizient vermieden 
werden. 

Mietpreisobergrenze

In Verbindung mit der Bundes- 
und Landespartei werden wir uns 
außerdem für eine Mietpreisober-
grenze einsetzen. Von der Landes-
regierung fordern wir weiterhin 

Für eine ge-
rechte Woh-
nungspolit ik 
ist eine Leer-

standserhebung Vor-
aussetzung.

Wir machen 
Politik für die 
Menschen in 
dieser Stadt 

und nicht für Konzerne.
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gemeinsamgemeinsam.. verändernverändern

Was wir in der Was wir in der Stadt Stadt 
verändern wollen:verändern wollen:

 
Nur wo es mit dem Stadtbild in Einklang zu brin-
gen bzw. gegenüber der Bevölkerung vertretbar ist, 
kann die Aufstockung von Wohnhäusern, sprich: 
Verdichtung, forciert werden. Diese Maßnahme hat 
gegenüber der weiteren Versiegelung klaren Vor-
rang 

Verstärkter Bau von Startwohnungen für unter 
30-Jährige

Förderung für den Einbau von Balkonen bei Ge-
meindewohnungen bzw. im Übertragungswohnbau 
ohne anschließende Mieterhöhung

Schutz/Erhalt bzw. die qualitative Verbesserung 
und Sanierung von Altbestand gehen vor. Weni-
ger Neubau bedeutet weniger Versiegelung, mehr 
Grün- und Erholungsraum und bessere Nutzung 
vorhandener Infrastruktur

Vorgärten sind wegen ihrer großen stadtklimati-
schen Bedeutung im Stadtentwicklungskonzept, im 
räumlichen Leitbild, im Flächenwidmungsplan und 
in den Bebauungsplänen ein höherer Stellenwert 
einzuräumen

Einführung von HausmeisterInnen bzw. Hausbesor-
gerInnen nach dem Wiener Modell

Schaffung von gemeinschaftlichen Waschküchen 
und Gemeinschaftsräumen in großen Wohnanla-
gen

Einschränkung des Baus von Anlegerwohnungen/
Mikrowohnungen

Mobilisierungsverträge analog zu Mobilitätsverträ-
gen, in denen bereits mit den Bauträgern festgelegt 
wird, dass für Wohnraum, der nach Fertigstellung 
vier bis sechs Monate nicht bewohnt wird, entweder 

ein monatlicher Infrastrukturkostenbeitrag an die 
Stadt zu leisten ist oder aber die Stadt eine Art „Ein-
weisungsrecht“ in ortsüblicher Miethöhe erhält

Bessere Durchmischung von Bauprojekten mit 
verschiedenen Wohnungstypen (etwa über Be-
bauungspläne), um so zu verhindern, dass ganze 
Wohnblöcke praktisch ausnahmslos aus kleinen 
Anlegerwohnungen bestehen 

Eröffnung der Möglichkeit neuer, kombinierter 
Wohnformen im Gemeindebau/Übertragungs-
wohnbau mit teils privaten und teils gemeinschaft-
lich zu nutzenden Räumen

Entwicklung einer Wohnungsdrehscheibe analog 
zur Pflegedrehscheibe

Infrastruktur vor Bau: Neue Wohnanlagen sollen 
nur nach bereits bestehender Verkehrsinfrastruktur 
errichtet werden

Der Grünflächenanteil muss im Wohnbaubereich 
erhöht werden

Ausbau des leistbaren Wohnraumes für Studieren-
de 

Aufstockung des Kautionsfonds
 
Vermehrte Schaffung von Kinderspielplätzen so-
wie Hundefreilaufflächen

Zur Bekämpfung von Wohnungsleerstand und 
hohen Mieten soll die Stadt Graz ein Wohnungsan-
kaufprogramm starten. Dabei sollen leerstehende 
Wohnungen zum Verkehrswert angekauft und als 
kommunale Wohnungen weitervermietet werden

WohnenWohnen..

Grazer Wohnbauoffensive: mehr Gemeindewoh-
nungen und mehr Übertragungswohnbauten durch 
Genossenschaften im gesamten Grazer Stadtgebiet

Etablierung von Teilen des Südtiroler Modells, um 
eine bessere Durchmischung bei neuen Wohnbau-
großprojekten zu erreichen

Großzügigere Ausweisung von Vorbehaltsflächen 
für den leistbaren Wohnbau in allen Grazer Stadt-
bezirken – idealerweise in Verbindung mit einer 
neuen Widmungskategorie „Geförderter Wohn-
bau“ als preisdämpfendem Element nach Wiener 
Vorbild

Vorausschauend offensivere Grundstückssiche-
rung/Grundstücksankäufe durch die Stadt Graz für 
leistbares Wohnen
 
Durchführung einer Leerstandserhebung

Durchführung einer Leerstandsmobilisierung: 
Derzeit leerstehende Wohnungen sollen unter an-
derem durch Anreizmodelle wieder am Wohnungs-
markt zur Verfügung stehen
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gemeinsamgemeinsam.. verändernverändern

Was wir Was wir 
gemeinsam  gemeinsam  
mit dem mit dem Land Land 
verändern wollen:verändern wollen:

Der leistbare Wohnbau muss mindestens 50% 
des gesamten Wohnbauvolumens ausmachen

Rückflüsse aus dem geförderten Wohnbau sollen 
zweckgebunden verwendet werden

Die Miete bei Wohnungen mit 70m2 darf eine Höhe 
von 499 Euro inkl. Betriebskosten, Heizung und 
Warmwasser nicht übersteigen

Geförderter Wohnbau/förderbarer Wohnraum 
soll im Raumordnungsgesetz als eigene Kategorie 
verankert werden

Was wir vomWas wir vom
BundBund
erwarten:erwarten:

Festlegung einer Mietpreisobergrenze durch den 
Bundesgesetzgeber

Teilweise Abschöpfung von Umwidmungsgewin-
nen für Investitionen in den leistbaren Wohnbau

Änderung bei befristeten Mietverträgen zuguns-
ten der MieterInnen: 
Eine Kündigung unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist soll in Zukunft nicht mehr einseitig nur 
für VermieterInnen möglich sein, sondern auch 
MieterInnen sollen – unter Einhaltung einer Kün-
digungsfrist – das Recht auf vorzeitige Kündigung 
ihres Mietvertrages haben. 

Abschaffung der Maklergebühren für MieterInnen 

Wiedereinführung der Förderung für Studieren-
denheime und Mietobergrenzen für Heimzimmer

WohnenWohnen..
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gemeinsamgemeinsam.. verändernverändern

Öffentliches Öffentliches 
EigentumEigentum..

Was wir in der Was wir in der Stadt Stadt 
verändern wollen:verändern wollen:

Schrittweise Rückführung von Unternehmen der 
Daseinsvorsorge in die unmittelbare städtische 
Verantwortung sowie keine weiteren Privatisie-
rungen von städtischem Eigentum

Die Holding Graz muss im Hinblick auf Entschei-
dungsstrukturen, Finanzpläne und Personalpolitik 
transparenter werden

Keine Kommerzialisierung von öffentlichem 
Eigentum

Schaffung von mehr konsumfreien Zonen: Der 
öffentliche Raum – Plätze, Parks, Grünflächen etc. 
– muss als Ort der Begegnung, des Lebens, des 
Zusammenlebens, der Erholung, als Freizeitraum für 
alle Generationen, für jede und jeden, frei zugäng-
lich und nutzbar sein, und - falls vorhanden - Sitz-
gelegenheiten, Ruhebereichen usw. ausgestattet 
werden

Vermögens-Vermögens-
verteilungverteilung..

Was wir  Was wir  
in der in der Stadt Stadt 
verändern wollen:verändern wollen:

Die Stadt muss sich aktiver in der Bekämpfung der 
Vermögensungleichheit einbringen – Sensibilisie-
rung für die Vermögensungleichheit unter anderem 
durch jährliche Armutsberichte

Mittel- bis langfristig soll es in Zusammenarbeit mit 
der Gewerkschaft und der Personalvertretung eine 
Besoldungsreform mit dem Ziel eines Mindest-
lohns geben

Was wir vom  Was wir vom  
Bund Bund erwarten:erwarten:

Konsequenter Einsatz für eine Millionärssteuer 
(Vermögen über 1 Million Euro sollen besteuert 
werden)

Faire Abgaben für Millionenerbschaften

Finanztransaktionssteuer auf europäischer Ebene

Besteuerung von Arbeit reduzieren

Was wir vom Was wir vom Bund Bund 
erwarten: erwarten: 

Staatliche Beteiligungen am Aufbau neuer grüner 
Technologien

Ausbau von Beteiligungen der kritischen Infra-
struktur
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gemeinsamgemeinsam.. verändernverändern

ArbeitArbeit..

Was wir in der Was wir in der StadtStadt
verändern wollen:verändern wollen:

Verstärkte Schaffung von Arbeitsplätzen durch die 
Unternehmen der Stadt Graz

Die Stadt Graz hat dafür Sorge zu tragen, dass in 
sämtlichen Bereichen 100% Beschäftigung mög-
lich sein muss
 
Regelmäßige Anpassung von Personalstand, tech-
nischer Ausstattung und Arbeitsbedingungen in 
den städtischen Betrieben/im gesamten Haus Graz 
an die ständig größer werdenden Anforderungen 
einer stetig wachsenden Stadt

Verstärkung des Engagements im Bereich der 
Arbeitslosigkeit, etwa durch Ausweitung von 
Projekten, Lehrlingsoffensiven, mehr Saisonarbeit, 
durch die Unterstützung von Wiedereinstiegsini-
tiativen wie Reparaturläden, Wohnungsräumung, 
Wohnungswechsel-Hilfen etc. 

Was wir vom Was wir vom BundBund
erwarten:erwarten:

Reduzierung der wöchentlichen Arbeitszeit auf 
30 Stunden bei vollem Lohnausgleich

1.700 Euro netto Mindestlohn

WirtschaftWirtschaft..

Was wir in der Was wir in der Stadt Stadt 
verändern wollen:verändern wollen:

Genaue Evaluierung und anschließende Veröf-
fentlichung aller Förderungen für Privatunterneh-
men

Verknüpfung von städtischen Förderungen mit 
Gemeinwohlkriterien

Eine „Verwaltungsbeschleunigung“, die ziel- und 
serviceorientierte Verfahrensabläufe bei Betriebs-
ansiedlungen und -erweiterungen sowie Wohnbau-
projekten gewährleisten soll, um so durch rasche 
Genehmigungsverfahren Graz als Wirtschafts-
standort attraktiver zu machen. Ziel ist ein One-
Stop-Shop in der Form, dass die gesamte Koordina-
tion und der Ablauf des Genehmigungsverfahrens 
in Verantwortung einer übergeordneten Magistrats-
stelle liegen

Gezielte Förderungen bzw. Unterstützungen für 
Einpersonenunternehmen (EPU) in Graz, um deren 
Weiterbestand zu sichern und Ausbau zu forcieren

Schaffung von Anlaufstellen mit Beratungs- und 
Trainingsangeboten für den sogenannten Soft-
Skills-Bereich, Ausbau und leichterer Zugang zu 
Mikrokrediten, Einführung einer Kooperationsförde-
rung für EPU und KleinstunternehmerInnen, Unter-
stützung für EPU und KleinstunternehmerInnen 
bei sogenannten „unternehmerischen“ Fragen (z. B. 
Buchhaltung, Rechts- und Steuerfragen)

Entwicklung von Förderschwerpunkten für die 
Bereiche Lehrlingsausbildung, Frauenförderung und 
BerufswiedereinsteigerInnen sowie Beschäftigung 
von älteren ArbeitnehmerInnen über 50 Jahre

Aktionsplan „Handel draußen vor der Tür“: Maßnah-
menpaket zur besseren Vermarktung von Nah-
versorgern und Einkaufsstraßen in allen Grazer 
Bezirken

Um den Wirtschaftsstandort Graz mit den damit 
verbundenen Arbeitsplätzen maßgeblich zu stärken 
und abzusichern, fordern wir die Entwicklung 
weiterer zukunftsorientierter „Cluster“ nach Vor-
bild des Autoclusters in Zusammenarbeit mit den 
Hochschulen und den Grazer Leitbetrieben – zum 
Beispiel einen Bio-Med Cluster

Was wir vomWas wir vom
Bund Bund erwarten:erwarten:

Ein fairer Wettbewerb ist nur dann gewährleistet, 
wenn alle unter denselben Rahmenbedingungen 
arbeiten. Großkonzerne zahlen weniger oder sogar 
gar keine Steuern. So werden systematisch EPU 
und KMU an den Rand gedrängt

Mehr „Made in Austria“ und „Made in Europe“ mit 
Unterstützung des Staates

Soziale Sicherheit für Selbstständige und ihre An-
gehörigen muss ein Anrecht werden. Krankheiten 
dürfen kein Grund für den Verlust der beruflichen 
Existenz werden. Es muss der Grundsatz gelten: 
gleiche Beiträge, gleiche Leistungen
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